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»Rats-Dok. Nr. 4174/91 18. 01. 91 (23. 01.) 11. 01. 91. 

A. Problem 

Die Mitgliedstaaten der EG sollen verpflichtet werden, den beiden 

für den Bereich des Urheberrechts und der Leistungsschutzrechte 
bedeutsamen internationalen Übereinkommen — Berner Überein-
kunft in der revidierten Fassung von Pa ris vom 24. Juli 1971 sowie 
Rom-Abkommen vom 26. Oktober 1961 — beizutreten. Die Kom-
mission will mit der Entscheidung des Rates erreichen, daß eine 
Mindestharmonisierung des Urheberrechts und der Leistungs

-

schutzrechte in der Gemeinschaft herbeigeführt wird und die Ge-
meinschaft in diesen Bereichen eine umfassende Außenkompe-
tenz erhält. 

B. Lösung 

Der Vorschlag für eine Entscheidung des Rates wird abgelehnt, 
weil durchgreifende Bedenken gegen die Form des von der Kom-
mission vorgeschlagenen Rechtsaktes bestehen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt alle Bemühungen, die zum Ziel 
haben, daß alle Mitgliedstaaten der EG der Berner Übereinkunft 
zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst in der Fassung der 

Revision von Paris vom 24. Juli 1971 und dem internationalen 

Abkommen über den Schutz der ausübenden Künstler, der Her-
steller von Tonträgern und der Sendeunternehmen vom 26. Okto-

ber 1961 beitreten. Er hält es jedoch für zweifelhaft, ob die Euro-
päischen Gemeinschaften durch eine Entscheidung des Rates die 
Mitgliedstaaten verpflichten können, diesen völkerrechtlichen 
Verträgen beizutreten. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob den 
Europäischen Gemeinschaften die Kompetenz für einen Beitritt zu 
den beiden Übereinkommen hinsichtlich ihres gesamten Rege-

lungsinhalts zukommt. Beide Abkommen enthalten Regelungen, 
die keinen ausschließlichen wirtschaftlichen Bezug haben, son-
dern vornehmlich der Kulturpolitik zuzuordnen sind. Im übrigen 
muß sichergestellt werden, daß der Inhalt der Abkommen durch 
die Entscheidung des Rates nicht die Natur von sekundärem Ge-

meinschaftsrecht erhält. 

Bonn, den 19. November 1991 

Der Rechtsausschuß 

Herbert Helmrich 

Vorsitzender 

Joachim Gres 

Berichterstatter 

Ludwig Stiegler 
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Anlage 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM(90) 582 endg. — SYN 318 
Brüssel, den 11. Januar 1991 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über den Beitritt der Mitgliedstaaten 
zur Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst in der Fassung 
der Revision von Paris vom 24. Juli 1971 und zum internationalen Abkommen über den Schutz 
der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der Sendeunternehmen 
vom 26. Oktober 1961 

(von der Kommission vorgelegt) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 57 Abs. 2, 66, 100a und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Berner Übereinkunft (Pariser Fassung) und das 
Rom-Abkommen gewährleisten einen Mindestschutz 
zum einen für die Werke der Literatur und Kunst und 
zum anderen für die ausübenden Künstler, die Her-
steller von Tonträgern und die Sendeunternehmen; 
diese Übereinkommen finden weltweit große Zustim-
mung. 

Der Berner Übereinkunft in der Pariser Fassung sind 
bereits zehn Mitgliedstaaten beigetreten, während 
zwei Mitgliedstaaten weiterhin durch die Brüsseler 
Fassung vom 26. Juni 1948 gebunden sind. Dem Rom

-

Abkommen über die „Leistungsschutzrechte" ist le-
diglich eine Mehrzahl der Mitgliedstaaten beigetre-
ten. 

Die abweichenden Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über den von der Berner Übereinkunft den 
Urhebern gewährleisteten Mindestschutz und die An-
erkennung von Schutzrechten für die ausübenden 
Künstler, die Hersteller von Tonträgern und die Sen-
deunternehmen errichten Hindernisse für den freien 
Verkehr von Waren und Dienstleistungen und bewir-
ken Wettbewerbsverfälschungen, die den wirtschaft-
lichen und kulturellen Interessen der Kulturschaffen

-

den, der Urheber und Künstler und der beteiligten 
Unternehmen abträglich sind. Dieser Sachverhalt 
steht im Widerspruch zur Errichtung und Funktions-
weise des Binnenmarkts als einem Raum ohne Bin-
nengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Per-
sonen, Dienstleistungen und Kapital gemäß Arti-
kel 8 a des Vertrages gewährleistet ist. 

Der Beitritt aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
zur Berner Übereinkunft (Pariser Fassung) und zum 
Rom-Abkommen kann ein wichtiger Beitrag zum 
Kampf gegen die Piraterie von audiovisuellen Werken 
sein, wie dies in der Entschließung der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 24. Juli 1984 
zur Bekämpfung der audiovisuellen Piraterie 1 ) her-
vorgehoben wird. 

Der Beitritt aller Mitgliedstaaten zu den genannten 
Übereinkommen kann als Grundlage für die Harmo-
nisierung dienen, die ihrerseits das weitere Vorgehen 
der Gemeinschaft im Bereich der Urheberrechte und 
der Leistungsschutzrechte erleichtert. 

Ein besserer Schutz der Urheberrechte und der Lei-
stungsschutzrechte muß angesichts der den nationa-
len Rahmen sprengenden Probleme auf internationa-
ler Ebene angestrebt werden. Der Beitritt aller Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft zu den genannten 
Übereinkommen kann andere Staaten zum Beitritt 
anregen. Diese Entscheidung steht im Einklang mit 
den Bestrebungen anderer internationaler Organisa-
tionen wie der WIPO, dem GATT und dem Europa-
rat. 

Die in der Berner Übereinkunft (Pariser Fassung) und 
im Rom-Abkommen geregelten Sachgebiete fallen 
unter die Kompetenz der Gemeinschaft. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist ein Beitritt der Gemeinschaft 

1 ) ABl. Nr. C 204 vom 3. August 1984 S. 1. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 6. Februar 1991 — 121 — 680 70 — E — 

Ur  7/91. 
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als solcher nicht möglich ohne eine Änderung, die 
internationalen Organisationen als solchen den Bei-
tritt ermöglichen. Im Lichte der Entwicklung der Ar-
beiten auf Gemeinschaftsebene könnte die Gemein-
schaft als solche der Berner Übereinkunft (Pariser Fas-
sung) und dem Rom-Abkommen beitreten. Die vorlie-
gende Entscheidung berührt einen solchen Beitritt, 
für den dem Rat zu gegebener Zeit entsprechende 
Vorschläge unterbreitet werden können, nicht. Vor-
her nun sollte der Rat beschließen, daß die Mitglied-
staaten den genannten Abkommen beitreten. 

Es erscheint zweckmäßig, eine Frist für den Beitritt 
aller Mitgliedstaaten zu den genannten Übereinkom-
men vorzusehen. Da in einigen Mitgliedstaaten hierzu 
gesetzgeberische Verfahren einzuleiten sind, ist der 
Ablauf dieser Frist auf den 31. Dezember 1992, den 
Zeitpunkt der Vollendung des Binnenmarkts, festzu-
setzen — 

HAT  FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Geschehen zu Brüssel am ... 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten ratifizieren bis zum 31. Dezem-
ber 1992 die Berner Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst in der Fassung der 
Revision von Paris vom 24. Juli 1971 und das interna-
tionale Abkommen über den Schutz der ausübenden 
Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der Sen-
deunternehmen vom 26. Oktober 1961 oder treten 
den genannten Übereinkommen bis zu diesem Zeit-
punkt bei und wenden sie an. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge-
richtet. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Finanzbogen 

Dieser Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den Haushalt der Gemeinschaft. Die 
Durchführung wird mit bestehenden Mitteln der DG III erfolgen. 

KMU-Bogen 

Dieser Vorschlag hat keine Auswirkungen auf die KMU und enthält keine spezifi-
sche Maßnahme für die KMU. 
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Begründung 

Die internationalen Übereinkommen im Bereich der 
Urheberrechte und der Leistungsschutzrechte aus der 
Sicht der Kommission und die Notwendigkeit gemein-
schaftlicher Maßnahmen 

1. Die Kommission hat in den vergangenen Jahren 
die Notwendigkeit der Stärkung der Urheberrechte 
und der Leistungsschutzrechte angesichts deren zu-
nehmender Bedeutung im Wirtschaftsleben, ihrer kul-
turellen Auswirkungen als wichtige Voraussetzung 
für das Geistesschaffen und des technischen Wandels 
wiederholt gefordert. 

Diese Forderung ist auf weitgehende Zustimmung ge-
stoßen. Nicht nur die berufsständischen Vertreter, 
sondern auch eine große Anzahl von Staaten und die 
zuständigen internationalen Einrichtungen haben die 
Notwendigkeit umgehend einzuleitender Maßnah-
men in diesem Bereich anerkannt. 

2. Die Kommission hat in ihrem Grünbuch über das 
Urheberrecht 1 ) ein gemeinschaftliches Vorgehen auf 
zwei parallelen und sich ergänzenden Ebenen vorge-
schlagen: auf Gemeinschaftsebene im Hinblick auf 
die Schaffung des Binnenmarkts im Jahr 1993 und auf 
multilateraler, internationaler Ebene zur Absicherung 
der Urheberrechte und Leistungsschutzrechte, so daß 
ein wirksamer Mindestschutz auch für die Rechts-
inhaber in der Gemeinschaft gewährleistet werden 
kann. 

3. In dem Grünbuch wird ferner betont, daß den 
Maßnahmen der Gemeinschaft die Erwägung zu-
grunde liegen müsse, daß es sich beim geistigen und 
künstlerischen Schaffen um ein kostbares Gut han-
delt, welches die Grundlage der kulturellen Identität 
Europas und seiner einzelnen Staaten darstellt. Das 
Kulturschaffen ist eine bedeutende Quelle des Wohl-
stands und des Einflusses Europas in der Welt, das 
nicht nur geschützt, sondern auch in seinem Wert her-
ausgestellt und neu belebt werden muß. Bei der Ver-
wirklichung dieser Maßnahmen ist den Harmonisie-
rungsbemühungen auf internationaler Ebene und ins-
besondere im Rahmen der Weltorganisation für geisti-
ges Eigentum (WIPO) Rechnung zu tragen. 

4. Die Gemeinschaft hat auf internationaler Ebene, 
sei es im Rahmen von WIPO oder des GATT (TRIPS — 
Trade  Related Intellectual Property Rights) bei der 
Verwirklichung dieser Aufgaben aktiv mitgewirkt. 
Sie verfolgt das Ziel, angesichts der den nationalen 
Rahmen sprengenden Probleme des Urheberrechts, 
die vor allem auf technische Entwicklungen zurück-
zuführen sind, die anstehenden Fragen weltweit oder 
in einem möglichst weitgefaßten Rahmen zu lösen. 

Die Staaten verfolgen jedoch auf internationaler 
Ebene in bestimmten Fragen voneinander abwei

-

chende Ziele, so daß zwischen dem von einigen Län- 

1 ) Grünbuch über Urheberrecht und die technologische Her-
ausforderung, KOM(88)172 endg. 

dern geforderten Ausmaß an Schutzrechten und dem 
Interesse anderer Staaten an einem möglichst breiten 
Zugang zur Information und Kultur ein gerechter Aus-
gleich gefunden werden muß. 

Um zu einer zufriedenstellenden Lösung unter Be-
rücksichtigung der von bestimmten Staaten geltend 
gemachten legitimen Rechte zu gelangen, setzt sich 
die Gemeinschaft für umfassende Bestimmungen zum 
Schutz des Urheberrechts und der Leistungsschutz

-

rechte vor allem zugunsten der Urheber und ausüben-
den Künstler ein, dies soll allerdings nicht bewirken, 
daß das Urheberrecht und die Leistungsschutzrechte 
den Wettbewerb übermäßig beeinträchtigen. Dies 
wird nach ihrer Auffassung zumindest mittelfristig al-
len entwickelten oder sich in der Entwicklung befin-
denden Ländern und dem Kulturschaffen insgesamt 
zugute kommen. 

5. Die Kommission hält es unter diesen Vorausset-
zungen für notwendig, daß auf Gemeinschaftsebene 
unverzüglich Maßnahmen ergriffen werden. 

In den auf internationaler Ebene hinreichend ge-
schützten Gebieten ist ein gezielter Eingriff der Ge-
meinschaft nicht erforderlich. Es ist jedoch nicht aus-
zuschließen, daß bei der Suche nach einem Ausgleich 
zwischen den unterschiedlichen Interessen der Staa-
ten Lösungen gefunden werden, die den Interessen 
der Kulturschaffenden, Urhebern oder ausübenden 
Künstlern, und der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
nicht voll entsprechen. Wenn nicht alle Mitgliedstaa-
ten einem internationalen Übereinkommen beigetre

-

ten  sind, bestehen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Abweichungen bei der Gewährung von Rechten und 
dem Ausmaß an Rechtsschutz. 

Gemäß der Einheitlichen Europäischen Akte muß die 
Gemeinschaft bis 31. Dezember 1992 die Maßnahmen 
zur Verwirklichung des Binnenmarkts, einem gren-
zenfreien Raum mit ungehindertem Verkehr von Wa-
ren, Personen, Dienstleistungen und Kapital, getrof-
fen haben. Die Anwendung internationaler Überein-
kommen selbst durch die zwölf Mitgliedstaaten kann 
zur Verwirklichung dieses Ziels unzureichend sein, da 
sich in ihm gemeinschaftsspezifische Anliegen nie-
derschlagen, die auf multilateraler Ebene nicht be-
rücksichtigt werden. 

Die Gemeinschaft muß deshalb in diesen Bereichen 
tätig werden. 

6. Die internationalen Übereinkommen können als 
Sockel, als gemeinsame Harmonisierungsgrundlage 
dienen, von der ausgehend zusätzliche Bestimmun-
gen nach Maßgabe der besonderen Interessen und 
der Besonderheiten der Gemeinschaft zur Stärkung 
des Urheberrechts und der Leistungsschutzrechte im 
Hinblick auf deren Einbeziehung in das Gemein-
schaftsrecht ausgearbeitet werden können. 
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Ein solches Vorgehen steht im Einklang mit den euro-
päischen Kulturtraditionen und mit Buchstabe und 
Geist der anwendbaren internationalen Übereinkom-
men. Diese schließen Sondervereinbarungen zwi-
schen Vertragsstaaten, die den Rechtsinhabern um-
fassendere Ansprüche sichern, nicht aus. 

Es ist also nicht auszuschließen, daß die Kommission 
zu einem späteren Zeitpunkt eine vollständigere Har-
monisierung in bestimmten Einzelpunkten vorschla-
gen wird. Eine solche Grundlage wird die praktische 
Ausübung der auf dem Vertrag von Rom beruhenden 
Zuständigkeiten erleichtern, der bereits gemein-
schaftliche Maßnahmen zu bestimmten Gesichts-
punkten des Urheberrechts und der Leistungsschutz

-

rechte ermöglicht. 

Ferner präjudiziert der vorliegende Vorschlag einer 
Entscheidung nicht, daß im Rahmen der nächsten Re-
vision der Berner Übereinkunft die Gemeinschaft eine 
Aktion unternimmt mit dem Ziel, die Schutzkapazität 
für bestimmte vom Urheberrecht betroffenen Pro-
dukte, darunter Computerprogramme, zu verbessern 
und zur gleichen Zeit den Wettbewerb auf dem Markt 
zu gewährleisten. 

Der Beitritt aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
zu den Übereinkommen von Bern (Pariser Fassung) 
und von Rom 

7. Im Bereich des Urheberrechts und der Leistungs

-

schutzrechte sind zwei internationale Übereinkom-
men aufgrund ihres Inhalts und der Anzahl der beige-
tretenen Länder von besonderer Bedeutung. Es han-
delt sich um die Berner Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst, der zum 1. März 1990 
84 Staaten angehörten, und um das internationale Ab-
kommen über den Schutz der ausübenden Künstler, 
der Hersteller von Tonträgern und der Sendeunter-
nehmen, dem zum 1. März 1990 35 Staaten angehör-
ten. 

a) Die Berner Übereinkunft 

8. Die Berner Übereinkunft aus dem Jahr 1886 hat 
verschiedene aufeinander folgende Revisionen erfah-
ren, die jeweils als „Fassung von ... (Die Stadt, wo die 
diplomatische Konferenz zur Revision stattgefunden 
hat) ." bekannt sind. Jede revidierte Fassung bedarf zu 
ihrem Inkrafttreten der Ratifizierung durch die Staa-
ten. 

Die beiden letzten Änderungen, die Brüsseler Revi-
sion vom 26. Juni 1948 und die Pariser Revision vom 
24. Juli 1971, betrafen die Artikel 1 bis 21 2). 

9. Die zahlreichen Verbesserungen der Pariser Revi-
sion betreffen insbesondere: 

2) Die in Stockholm am 14. Juli 1967 beschlossenen Änderun-
gen sind nicht in Kraft getreten, wurden jedoch unverände rt 

 in die Pariser Revision übernommen. Die Artikel 22 und 23 
der Pariser Revision betreffend die Versammlung und den 
Exekutivausschuß haben geringfügige Änderungen erfah-
ren, die am 2. Oktober 1979 angenommen worden und am 
19. November 1984 in Kraft getreten sind. 

Artikel 2 

Nach der Brüsseler Revision (Artikel 2 Abs. 5) waren 
die Werke der angewandten Kunst nicht in allen Län-
dern geschützt. Von nun an werden diese als Werke 
der Kunst geschützt, sofern sie nicht durch die natio-
nale Gesetzgebung über Gebrauchsmuster und Mo-
delle geschützt sind. 

Artikel 3 bis 6 

Diese Bestimmungen regeln den Anwendungsbe-
reich der Übereinkunft hinsichtlich der Urheber und 
der geschützten Werke. Die in diesen Artikeln getrof-
fenen Regelungen, deren Anordnung in den früheren 
Texten verwirrend war, wurden systematisch neu ge-
ordnet, was ihre Verständlichkeit erleichtert. 

In Artikel 3 sind Kriterien für die Entscheidung ge-
nannt, ob ein Werk nach der Konvention geschützt ist. 
Gemäß der Pariser Revision sind alle von Angehöri-
gen der Verbandsländer veröffentlichten Werke ge-
schützt. Geschützt sind auch die außerhalb der Ver-
bandsländer veröffentlichten Werke, was in der Brüs-
seler Revision noch nicht der Fall war (Artikel 6 
Abs. 1). Ferner wird in der Pariser Revision der Kreis 
der Geschützten um die Urheber erweitert, die zwar 
keinem Verbandsland angehören, jedoch ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem Verbandsland haben 
(Artikel 3 Abs. 2). Diese Bestimmung gilt auch für 
staatenlose Urheber und Flüchtlinge. 

Artikel 6 bis 

Gemäß der Brüsseler Revision waren die Verbands-
länder verpflichtet, die Urheberpersönlichkeitsrechte, 
insbesondere das Recht des Urhebers, die Urheber-
schaft am Werk für sich in Anspruch zu nehmen und 
sich jeder Änderung zu widersetzen, die seiner Ehre 
schaden könnte, nur bis zum Tod des Urhebers zu 
schützen. Nach der letzten Revision wird dieser 
Schutz mindestens bis zum Auslaufen der Rechte an 
der Urheberschaft verlängert. Die Länder, deren 
Rechtsvorschriften im Zeitpunkt der Ratifikation der 
Pariser Revision oder des Beitritts zu ihr keine Bestim-
mungen zum Schutz aller Urheberpersönlichkeits-
rechte nach dem Tod des Urhebers enthalten, können 
vorsehen, daß einzelne dieser Rechte mit dem Tod des 
Urhebers erlöschen. 

Artikel 7 

Der in der Revision von Brüssel vorgesehene Schutz-
zeitraum von 50 Jahren nach dem Tod des Urhebers 
wurde nicht verlängert. Auf der Stockholmer Konfe-
renz wurde jedoch die Empfehlung verabschiedet, in 
einer multilateralen Vereinbarung die Schutzfrist zu 
verlängern. 

In der Brüsseler Revision war keine Mindestschutz-
dauer für Werke der Filmkunst, der Fotografie und der 
angewandten Kunst vorgesehen; diese richtete sich 
nach den Vorschriften des Landes, in dem der Rechts- 
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Schutz beantragt wurde (Artikel 7 Abs. 3). Von nun an 
gilt für Filmwerke eine Mindestschutzzeit von 50 Jah-
ren, die gemäß zwei Methoden nach Wahl der Ver-
bandsländer ermittelt werden kann (Absatz 2). Ge-
mäß Absatz 4 haben die Verbandsländer für Werke 
der Fotografie und der angewandten Kunst eine 
Schutzdauer von mindestens 25 Jahren nach Herstel-
lung zu gewähren. 

Artikel 9 

Gemäß dieser Bestimmung ist das ausschließliche 
Vervielfältigungsrecht unter den von der Konvention 
gewährten Mindestrechten. Sie wurde erst mit der 
Revision von Stockholm in die Berner Übereinkunft 
aufgenommen. Dieses ausschließliche Recht erfaßt 
alle Verfahren der Vervielfältigung. 

Gemäß Absatz 2 können die Verbandsländer die Ver-
vielfältigung „in gewissen Sonderfällen" unter der 
Voraussetzung gestatten, daß diese weder die nor-
male Auswertung des Werkes beeinträchtigt, noch die 
berechtigten Interessen des Urhebers verletzt. 

Artikel 14 bis 

In diesem Artikel sind die Urheberrechte an Filmwer-
ken geregelt. Mit Ausnahme des ersten Absatzes, der 
dem Artikel 14 zweiter Absatz der Brüsseler Revision 
entspricht, wurden alle sonstigen Bestimmungen der 
Stockholmer Revision übernommen. Mit diesen Be-
stimmungen soll die Nutzung dieser Werke auf inter-
nationaler Ebene erleichtert werden. Die Schwierig-
keiten bei der Nutzung dieser Werke ergeben sich vor 
allem aus den unterschiedlichen Rechtsvorschriften 
der Verbandsländer zur Rechtsinhaberschaft. 

10. Alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind der 
Berner Übereinkunft in der Pariser Revision beigetre-
ten, mit Ausnahme Belgiens und Irlands, die noch an 
die Brüsseler Revision von 1948 gebunden sind. Fer-
ner sind auch die Vereinigten Staaten, Japan, einige 
EFTA-Staaten und bestimmte Länder Mittel- und 
Osteuropas Angehörige dieser Übereinkunft in der 
Pariser Fassung. Die Sowjetunion hat ihre Absicht 
bekundet, der Übereinkunft ebenfalls beizutreten. 

b) Das Rom-Abkommen 

11. Das Rom-Abkommen aus dem Jahr 1961 regelt 
die Rechte, die allgemein als „Leistungsschutzrechte" 
bekannt sind und sieht Rechtsschutz in Bereichen vor, 
die weder von der Berner Übereinkunft, noch vom 
Welturheberrechtsabkommen erfaßt sind 3), insbeson-
dere für ausübende Künstler. 

3 ) Das Welturheberrechtsabkommen vom 6. September 1952, 
revidiert in Paris am 24. Juli 1971, sollte einer Reihe von 
Staaten den Zutritt zu einem internationalen Abkommen 
über das Urheberrecht ermöglichen, die nicht in der Lage 
waren, den in der Berner Übereinkunft vorgesehenen Min-
desturheberschutz zu gewährleisten. Deshalb ist in diesem 
Übereinkommen die Schutzhöhe des Urheberrechts niedri-
ger angesetzt als in der Berner Übereinkunft. 

12. Bei seiner Ausarbeitung im Jahr 1961 war dieses 
Übereinkommen einer großen Anzahl von nationalen 
Rechtsordnungen weit voraus. In seinem Artikel 26 ist 
vorgesehen, daß im Zeitpunkt der Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- oder Beitrittsurkunde jeder 
Staat aufgrund seiner nationalen Gesetzgebung in der 
Lage sein muß, die Bestimmungen des Übereinkom-
mens anzuwenden. Aus diesem Grund war bis in 
jüngster Zeit die Anzahl der beigetretenen Staaten 
begrenzt. 

13. Dennoch hat das Interesse an diesem Überein-
kommen seit einiger Zeit zugenommen. Seit dem 
1. Januar 1987 sind ihm sechs Staaten, davon zwei im 
Jahr 1990, beigetreten. Zu den Mitgliedstaaten dieses 
Übereinkommens zählen zahlreiche Staaten, zu de-
nen die Gemeinschaft gute Beziehungen unterhält, 
darunter die Mehrzahl der EFTA-Staaten, und 
Japan. 

14. Von den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ge-
hören ihm sieben Staaten an, und zwar Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg 
und das Vereinigte Königreich. Spanien hat mit dem 
Gesetz Nr. 22/87 vom 11. November 1987 und Portu-
gal mit dem Gesetz über Urheberrechte und verbun-
dene Rechte Nr. 45/85 vom 17. September 1985 Ge-
setze erlassen, die den Schutz der Leistungsschutz

-

rechte anerkennen. In Belgien und den Niederlanden 
liegen den Parlamenten Gesetzesentwürfe zur Ein-
führung besonderer Schutzbestimmungen für die Lei-
stungsschutzrechte vor. Mit der Annahme dieser Ge-
setzesvorlagen könnten diese Staaten ebenfalls dem 
von Rom-Abkommen beitreten. 

15. Die abweichenden einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften über den in der Berner Übereinkunft vorge-
sehenen Mindestschutz für das Urheberrecht und die 
Anerkennung von Leistungsschutzrechten der aus-
übenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern und 
der Sendeunternehmen errichten zwischen den Mit-
gliedstaaten Hindernisse für den freien Verkehr von 
Waren und bewirken Wettbewerbsverzerrungen, die 
den wirtschaftlichen und kulturellen Interessen der 
Kulturschaffenden, der Urheber und Künstler, der Un-
ternehmen, der Mitgliedstaaten und der Gemein-
schaft insgesamt abträglich sind. 

16. Ein solcher Sachverhalt stünde in fundamenta-
lem Gegensatz zum Binnenmarkt als einem Raum 
ohne Grenzen, in welchem der freie Verkehr von Wa-
ren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gewähr-
leistet ist. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hängt der 
Schutz der Rechtsinhaber von den nationalen Gren-
zen ab, je nachdem, ob ein Mitgliedstaat den erwähn-
ten Übereinkommen beigetreten ist und damit einen 
Rechtsschutz gewährt. 

Die Gemeinschaft hat die Aufgabe, das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten. 
Die Kulturschaffenden, die Urheber und ausübenden 
Künstler und die betreffenden Unternehmen müssen 
sich in der Gemeinschaft soweit wie irgend möglich 
wie in einem einheitlichen Inlandsmarkt bewegen 
können. Dies macht die Ausgleichung von Unter-
schieden in der Gesetzgebung erforderlich, die das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts durch 
die Behinderung oder Veränderung des grenzüber- 
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schreitenden Handels mit Gütern und Dienstleistun-
gen und durch die Verfälschung des Wettbewerbs 
beeinträchtigen. 

17. Mit dem Beitritt aller Mitgliedstaaten zu den 
Übereinkommen von Bern (Pariser Fassung) und von 
Rom würde eine gemeinsame Grundlage für die Har-
monisierung der Urheber- und Leistungsschutzrechte 
geschaffen werden. Ohne diese gemeinsame Grund-
lage würden zukünftige Bemühungen der Gemein-
schaft zur Harmonisierung und Stärkung dieser 
Rechte angesichts des von den Mitgliedstaaten ge-
währleisteten unterschiedlichen Mindestschutzes be-
hindert oder zumindest hinausgezögert. 

18. Nicht zuletzt würde die Haltung der Mitglied-
staaten und der Gemeinschaft als gutes Beispiel ver-
standen, als „Auslöser" , der eine größere internatio-
nale Beteiligung an der Berner Übereinkunft (Pariser 
Fassung) und am Rom-Abkommen bewirken könnte. 
Dies würde der Ausstrahlung der europäischen Kultur 
förderlich sein. Das geistige Schaffen würde dadurch 
einen wichtigen Anstoß erhalten, nicht nur zum Vor-
teil der Kulturschaffenden, Urheber und Künstler 
selbst, sondern auch der Unternehmen, der Öffent-
lichkeit, der Mitgliedstaaten und der internationalen 
Staatengemeinschaft. 

19. Dieser Vorschlag der Kommission fügt sich naht-
los ein in die Kulturpolitik der Gemeinschaft und an-
derer internationaler Organisationen. 

20. So haben im Juni 1984 die Kultusminister der 
Gemeinschaft einen wesentlichen Teil ihrer ersten 
förmlichen Zusammenkunft auf Gemeinschaftsebene 
der Ausarbeitung einer Entschließung über den 
Kampf gegen die audiovisuelle Piraterie gewidmet. 
Diese Entschließung wurde am 24. Juni 1984 von den 
Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten an-
genommen 4). In ihrem ersten Punkt sieht die Ent-
schließung vor, daß sich die Mitgliedstaaten bemühen 
werden, soweit nicht schon geschehen, die internatio-
nalen Übereinkommen umgehend zu ratifizieren, die 
sie aufgrund der in ihnen enthaltenen Elemente der 
Gegenseitigkeit dafür geeignet halten, das Vorgehen 
gegen die audiovisuelle Pirate rie zu erleichtern. Im 
sechsten Erwägungsgrund werden das Rom-Abkom-
men und die Maßnahmen hervorgehoben, die vom 
internationalen Ausschuß für das Urheberrecht der 
Berner Übereinkunft unternommen worden sind. 

Angesichts dieser Entschließung und im Lichte ihrer 
in dem Grünbuch über das Urheberrechts) dargeleg-
ten Erwägungen sieht die Kommission in dem Beitritt 
aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zur Berner 
Übereinkunft und zum Rom-Abkommen eine solide 
Rechtsgrundlage, die zu einer wirksameren Bekämp-
fung der Pirate rie, auch der audiovisuellen, beitragen 
kann. 

Es handelt sich um ein nicht geringfügiges Zusatzele-
ment, das diesem Vorschlag zugrundeliegt. 

21. In dem von der Gemeinschaft jüngst im Rahmen 
der Uruguay-Runde des GATT vorgelegten Entwurf 

4) ABl. Nr. C 204 vom 3. August 1984 S. 1. 
5) Grünbuch über Urheberrecht und die technologische Her-

ausforderung, KOM(88) 172 endg. vom Juni 1988 Kapitel 2. 

eines TRIPs-Übereinkommens 6) ist in Artikel 1 vorge-
sehen, daß die Vertragspartner die grundlegenden 
Bestimmungen der Berner Übereinkunft zum Schutz 
von Werken der Literatur und Kunst in der Pariser 
Revision von 1971 anwenden. Der zweite Teil greift 
die entsprechenden Bestimmungen des Rom-Abkom-
mens auf und sieht besondere Bestimmungen für den 
Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von 
Tonträgern und der Sendeunternehmen vor. 

22. Auch andere internationale Organisationen ha-
ben den Beitritt zur Berner Übereinkunft (Pariser Fas-
sung) und zum Abkommen von Rom gefordert. 

In seiner Empfehlung Nr. R(88)2 vom 18. Januar 1988 
empfiehlt der Ministerausschuß des Europarates den 
Regierungen der Mitgliedsländer den Erlaß der erfor-
derlichen Bestimmungen zur Durchführung der Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Pirate rie im Bereich des 
Urheberrechts und der Leistungsschutzrechte. Zu die-
sen Maßnahmen zählt die Ratifizierung von Verträgen 
und die Prüfung der Möglichkeit des Beitritts, wenn 
nicht schon geschehen, zur Berner Übereinkunft zum 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst (Pariser 
Fassung, 1971) und dem internationalen Abkommen 
über den Schutz der ausübenden Künstler, der Her-
steller von Tonträgern und der Sendeunternehmen 
des Jahres 1961. 

23. Die WIPO hat sich beharrlich um den Beitritt der 
Staaten zu den erwähnten Übereinkommen bemüht. 
Ihre entsprechenden Initiativen sind bekannt. Hier zu 
erwähnen sind die Arbeiten der internationalen Aus-
schüsse für das Urheberrecht und die Konferenzen 
vom März 1981 und März 1983, die in der Entschlie-
ßung der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft vom 24. Juli 1984 aufgegriffen 
wurden. Die Kommission mißt den Arbeiten der WIPO 
wegen ihrer Qualität und der Anzahl der darin vertre-
tenen Länder eine hohe Bedeutung bei. 

Angesichts der für 1991 in Genf vorgesehenen Zusam-
menkunft einer WIPO-Expertengruppe zur Prüfung 
der Frage, ob ein Protokoll zur Berner Übereinkunft 
erstellt werden soll, sieht die Kommission in dem Bei-
tritt aller Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu dieser 
Übereinkunft einen nützlichen Beitrag für den Erfolg 
dieser Arbeiten zur Stärkung des weltweiten Urhe-
berrechtsschutzes. 

24. Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags für eine 
Entscheidung hat die Kommission diese vorangegan-
genen Entwicklungen berücksichtigt und sicherge-
stellt, daß er sich in die von anderen internationalen 
Organisationen auf europäischer und weltweiter 
Ebene unternommenen Arbeiten harmonisch ein-
fügt. 

Andererseits ist hervorzuheben, daß im Lichte der Ar-
beiten auf Gemeinschaftsebene die Gemeinschaft als 
solche diesen Abkommen beitreten könnte. Der vor-
liegende Vorschlag präjudiziert daher in keiner Weise 
andere Initiativen zum Beitritt der Gemeinschaft als 
solcher zur Berner Übereinkunft (Pariser Fassung) 
und zum Rom-Abkommen. 

6) Dokument MTN, GNG/NG11/W/68 vom 29. März 1990. 
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Hinsichtlich der Frist für den Beitritt der Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft zu den beiden Übereinkommen 
ist zu bedenken, daß gemäß Artikel 36 der Berner 
Übereinkunft und Artikel 26 des Rom-Abkommens 
ein beitretender Staat mit der Hinterlegung der Rati-
fizierungs-, Annahme- oder Beitrittsurkunde in der 
Lage sein muß, die Übereinkommen in Kraft zu setzen 

oder anzuwenden, so daß in einigen Mitgliedstaaten 
Gesetzgebungsverfahren erforderlich werden. Nach 
Auffassung der Kommission sollten bis spätestens 
31. Dezember 1992, der Frist für die Vollendung des 
Binnenmarkts, alle zwölf Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft diesen Übereinkommen beigetreten 
sein. 
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Bericht der Abgeordneten Joachim Gres und Ludwig Stiegler 

1. Der Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über den Beitritt der Mitgliedstaaten zur Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Litera-
tur und Kunst in der Fassung der Revision von Paris 
vom 24. Juli 1971 und zum internationalen Abkom-
men über den Schutz der ausübenden Künstler, der 
Hersteller von Tonträgern und der Sendeunterneh-
men vom 26. Oktober 1961 ist gemäß § 93 der Ge-
schäftsordnung zur federführenden Beratung an 
den Rechtsausschuß und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft überwie-
sen worden. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat die 
Vorlage in seiner Sitzung vom 24. Ap ril 1991 bera-
ten und einstimmig zur Kenntnis genommen. Im 
Rechtsausschuß ist der Entscheidungsvorschlag 
zunächst vom Unterausschuß Europarecht in des-
sen 3. Sitzung vom 16. Mai 1991 und der 5. Sitzung 
vom 30. Oktober 1991 beraten worden. Der Unter-
ausschuß hat dem Rechtsausschuß einstimmig die 
oben wiedergegebene Beschlußempfehlung vor-
geschlagen, die der Rechtsausschuß in seiner 
25. Sitzung vom 13. November 1991 ebenfalls ein-
stimmig übernommen hat. 

2. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten hat auf der Grundlage des Grünbuchs über das 
Urheberrecht und die technologische Herausforde-
rung wiederholt die Notwendigkeit der Stärkung 
der Urheberrechte und der Leistungsschutzrechte 
und deren zunehmende Bedeutung für Wirtschaft 
und Kultur und allgemein für das Zusammenwach-
sen der Gemeinschaft herausgehoben. Vor diesem 
Hintergrund sollen die Mitgliedstaaten durch eine 
Entscheidung des Rates verpflichtet werden, bis 
zum 31. Dezember 1992 die Berner Übereinkunft in 
der revidierten Fassung von Paris vom 24. Juli 1971 
und das Rom-Abkommen vom 26. Oktober 1961 zu 
ratifizieren oder ihnen beizutreten und sie anzu-
wenden. 

Die beiden internationalen Übereinkommen sind 
wegen ihres Inhalts und der Anzahl der ihnen bei

-

getretenen Länder von besonderer Bedeutung für 

den Bereich des Urheberrechts und der Leistungs

-

schutzrechte. Die Kommission will durch die Rats-
entscheidung erreichen, daß die Bestimmungen 
der Übereinkommen quasi zum Gemeinschafts-
recht werden, auf diesem Wege eine Mindesthar-
monisierung des Urheberrechts und der Leistungs

-

schutzrechte in der Gemeinschaft herbeigeführt 
wird und die Gemeinschaft in diesen Bereichen 
eine umfassende Außenkompetenz erhält. 

3. Bei den Beratungen im Rechtsausschuß und sei-
nem Unterausschuß Europarecht wurde seitens der 
Bundesregierung hervorgehoben, daß die Bundes-
republik Deutschland sowohl Mitglied der Berner 
Übereinkunft als auch des Rom-Abkommens sei. 
Die Verabschiedung des Entscheidungsvorschla-
ges der Kommission durch den Ministerrat bedinge 
daher keinerlei Änderungen des deutschen Urhe-
berrechts. Im Ausschuß wurde auch übereinstim-
mend betont, es sei begrüßenswert, wenn alle Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft den beiden Abkom-
men beitreten würden. Insoweit seien die Bestre-
bungen, die zu einer möglichst weiten Verbreitung 
der Abkommen führten, grundsätzlich zu unter-
stützen. 

Die Fraktionen und Gruppen im Rechtsausschuß 
teilten allerdings einmütig die auch von der Bun-
desregierung vorgetragenen grundsätzlichen Be-
denken gegen die Form des von der Kommission 
angestrebten EG-Rechtsaktes. Übereinstimmend 
wurden erhebliche Zweifel geäußert, ob es der 
EWG-Vertrag ermögliche, die Mitgliedstaaten 
durch Ratsbeschluß zu verpflichten, völkerrechtli-
che Vereinbarungen, durch die völkervertragliche 
Verpflichtungen zu Drittstaaten begründet wer-
den, zu ratifizieren und diese anzuwenden. 

Vor diesem Hintergrund hat sich der Rechtsaus-
schuß einstimmig dem Beschluß des Bundesrates 
vom 26. April 1991 (Drucksache 64/91 — Be-
schluß —), der diese Bedenken in geeigneter Weise 
formuliert, angeschlossen. Wegen der Einzelheiten 
wird auf die oben wiedergegebene Beschlußemp-
fehlung verwiesen. 

Bonn, den 19. November 1991 

Joachim Gres 

Berichterstatter 

Ludwig Stiegler 


